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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 14 AS 78/11 B 
 
L 7 AS 145/07 (Sächsisches LSG) 
S 26 AS 862/05 (SG Chemnitz) 
 
 
 
…………………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdegegner, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Zwickau, 
Werdauer Straße 62, Haus 5, 08056 Zwickau, 
 
 Beklagter und Beschwerdeführer. 
 
 
 
Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 30. November 2011 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  U d s c h i n g    sowie den Richter   Dr.  B e c k e r    und  

die Richterin   H a n n a p p e l  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Beklagten gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Sächsischen Landessozialgerichts vom 28. März 2011 wird als unzulässig verworfen.  

 

Der Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen Kosten des Beschwerdeverfahrens zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der am 25.3.1984 geborene Kläger begehrt Leistungen nach dem SGB II für die Zeit vom 1.1. 

bis 5.4.2005. In diesem Zeitraum lebte er mit seinen Eltern und seinem Bruder in einer 

Wohnung, gehörte aber nach damaliger Rechtslage wegen seines Alters nicht zur Bedarfs-

gemeinschaft.  

 

Mit einem Schreiben vom 28.12.2004 beantragte der Kläger bei der Familienkasse der Agentur 

für Arbeit Zwickau die Auszahlung des Kindergeldes, welches seine Mutter für ihn bezog, an 

sich selbst. Zur Begründung gab er an, seine Eltern würden ihm ab 1.1.2005 das Kindergeld 

nicht mehr als Unterhalt zuleiten. Die Familienkasse lehnte mit Bescheid vom 3.1.2005 die Ab-

zweigung des Kindergeldes ab, weil der Kläger im Haushalt der Kindergeldberechtigten wohne. 

Der dagegen eingelegte Einspruch ist ohne Erfolg geblieben, die vor dem Sächsischen Finanz-

gericht erhobene Klage wurde mit Gerichtsbescheid vom 10.8.2005 abgewiesen.  

 

Im März 2005 endete der Kindergeldbezug für den Kläger. Bis einschließlich dieses Monats 

erhielt die Mutter für den Kläger 154 Euro Kindergeld monatlich. Der Kläger selbst beantragte 

am 6.4.2005 Arbeitslosengeld II, welches ihm mit Bescheid vom 10.6.2005 bewilligt, für die Zeit 

vor Antragstellung jedoch abgelehnt wurde. Nach erfolglosem Widerspruchsverfahren hat das 

Sozialgericht die Klage im Wesentlichen abgewiesen, insbesondere auch hinsichtlich des noch 

streitgegenständlichen Zeitraums vor dem 6.4.2005.  

 

Die Berufung des Klägers hatte Erfolg. Das Landessozialgericht (LSG) hat den Beklagten mit 

einem Grundurteil verurteilt, dem Kläger Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende 

vom 1.1. bis zum 5.4.2005 zu gewähren und hat sich dabei zur Begründung auf die Rück-

wirkung des am 6.4.2005 gestellten Antrags auf SGB II-Leistungen nach § 28 Sozialgesetzbuch 

Zehntes Buch (SGB X) bezogen. Dessen Voraussetzungen seien auch gegeben, denn es 

handele sich bei dem Kindergeld um eine Sozialleistung im Sinne der genannten Norm.  

 

Mit seiner Beschwerde zum Bundessozialgericht wendet sich der Beklagte gegen die Nicht-

zulassung der Revision im Urteil des LSG.  

 

 

II 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, denn der Beklagte hat den allein geltend ge-

machten Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>) nicht in der erforderlichen Weise bezeichnet bzw dargelegt 
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(§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Die Beschwerde war daher ohne Zuziehung der ehrenamtlichen 

Richter als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG).  

 

Die Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache erfordert die Formulierung 

einer bestimmten abstrakten Rechtsfrage, der in dem Rechtsstreit eine grundsätzliche, über 

den Einzelfall hinausgehende Bedeutung beigemessen wird (BSGE 40, 158 = SozR 1500 

§ 160a Nr 11, SozR, aaO, Nr 60). Des Weiteren ist die Klärungsbedürftigkeit der Rechtsfrage 

sowie deren Klärungsfähigkeit und Entscheidungserheblichkeit im konkreten Rechtsstreit dar-

zutun (vgl Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, 

IX. Kapitel, RdNr 63 ff).  

 

Der Beklagte hat als grundsätzlich bedeutsam die Rechtsfrage formuliert:  

"Ist ein Antrag des Kindes auf Abzweigung des Kindergeldes nach § 74 Einkommen-

steuergesetz an sich ein Antrag auf eine Sozialleistung und wirkt hieraus ein nach-

geholter Antrag auf Leistungen nach dem SGB II auf den Zeitpunkt der Antragstellung 

nach § 74 EStG zurück, wenn die zuerst beantragte Leistung abgelehnt worden ist?" 

 

Der Beschwerdebegründung ist jedoch nicht zu entnehmen, inwieweit diese Frage klärungs-

bedürftig ist, weil der Beklagte sich weder mit der zu § 74 Einkommensteuergesetz (EStG) er-

gangenen Rechtsprechung und Literatur noch zu der zu § 28 SGB X auseinandergesetzt und 

aufgezeigt hat, inwieweit diese einer Weiterentwicklung bedürfen (vgl zu § 28 SGB X zB Ent-

scheidung des Senats vom 19.10.2010 - B 14 AS 16/09 R - mittlerweile veröffentlicht in SozR 

4-4200 § 37 Nr 3). Insbesondere wäre aufzuzeigen gewesen, worin rechtlich der Unterschied 

zwischen einem Antrag nach § 74 EStG und einem Antrag auf eine Sozialleistung liegt. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG.  

 

 

7 

8 

9 

10 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

